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Beschluss der SPD-Bundestagsfraktion vom 04.09.2015 

Nur gute Arbeitsbedingungen sichern die Pflege von morgen! 
 

Die soziale Pflegeversicherung bewährt sich seit 20 Jahren als solidarisch finanzierte Versicherung für 
über 70 Millionen Bürgerinnen und Bürger in Deutschland. In der letzten großen Koalition konnten wir 
mit dem Pflege-Weiterentwicklungsgesetz wichtige Schritte für den Ausbau der Pflegeversicherung 
einleiten. Mit dem Gesetz haben wir u.a. einen gesetzlichen Anspruch auf Pflegeberatung geschaffen 
und den erhöhten Betreuungsbedarf von Menschen mit demenziell bzw. psychisch bedingten Erkran-
kungen sowie Menschen mit geistigen Behinderungen berücksichtigt. Zugleich haben wir die Pflege-
zeit für beschäftigte pflegende Angehörige verankert. Außerdem konnten wir bereits zum 01.01.2010 
die Einführung des Mindestlohns in der Pflegebranche durchsetzen. 

In dieser Legislaturperiode haben wir unseren Reformkurs wieder aufgenommen und mit dem Pflege-
stärkungsgesetz (PSG) I einen zentralen Baustein für eine umfassende Pflegereform gelegt. Das Gesetz 
bringt zahlreiche Leistungsausweitungen und Leistungserhöhungen für Betroffene. Darüber hinaus 
stärken wir die ambulante Pflege und verbessern die Situation für pflegende Angehörige durch Ände-
rungen in der Tages- und Nachtpflege sowie der Kurzzeit- und Verhinderungspflege. Gleichzeitig haben 
wir das Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf beschlossen, das die Rechte 
von berufstätigen pflegenden Angehörigen, z.B. durch die Einführung des Pflegeunterstützungsgeldes, 
zusätzlich stärkt und die geltenden Regelungen der Pflegezeit flexibilisiert bzw. erweitert. 

Gegenwärtig ist der zweite Teil unserer Pflegereform, das Pflegestärkungsgesetz II, auf den parlamen-
tarischen Weg gebracht worden. Mit diesem Gesetz werden wir endlich den von uns lange angestreb-
ten Paradigmenwechsel vollziehen: Weg von der „Minutenpflege“, hin zu einer gerechten, menschen-
würdigen und ganzheitlichen Betrachtung der Pflegebedürftigen. Durch Einführung des neuen Pflege-
bedürftigkeitsbegriffs werden wir die bisherigen Leistungsunterschiede bei Pflegebedürftigen mit kör-
perlichen Einschränkungen einerseits und psychisch bzw. demenziell bedingten Erkrankungen ande-
rerseits abschaffen. Anstelle der drei Pflegestufen treten zukünftig fünf Pflegegrade, die eine differen-
ziertere Ermittlung des Hilfebedarfs gemessen am Grad der Selbstständigkeit ermöglichen. Wir stellen 
dabei sicher, dass bei der Überleitung niemand schlechter gestellt wird als heute. 

Gute Pflege ist jedoch nur möglich, wenn in den ambulanten Pflegediensten und Heimen vor Ort aus-
reichend Pflegefachkräfte vorhanden sind, um die Versorgung unserer Mitmenschen sicherzustellen! 
Aus diesem Grund wollen wir zum einen mit dem noch für diese Legislaturperiode geplanten Pflege-
berufsgesetz das Berufsfeld der Pflege für Neueinsteiger attraktiver gestalten. Das Gesetz sieht die 
Einführung einer generalistischen Pflegeausbildung mit Spezialisierungsmöglichkeit und einheitlichem 
Berufsabschluss vor. In diesem Zusammenhang ist auch die Schulgeldfreiheit für die Auszubildenden 
wichtig. 

Zum anderen ist es uns ein großes Anliegen, dass in den ambulanten Pflegediensten und Pflegeheimen 
ausreichend Personal vorhanden ist, um den Pflegebedürftigen die Zuwendung und Hilfe zu geben, die 
sie benötigen. Deshalb muss verbindlich festlegt werden, wie viele Pflegebedürftige von einer Pflege-
kraft versorgt werden und wir fordern deshalb die Einführung eines bundeseinheitlichen Perso-
nalschlüssels für stationäre Pflegeheime. Gegenwärtig gibt es keine einheitlichen Vorgaben zum Ver-
hältnis von Heimbewohnern und Pflege-/Betreuungskräften. Die Folge sind große, und vor allem auch 
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regionale Unterschiede in den Personalstärken der stationären Einrichtungen. Es darf und kann nicht 
sein, dass die Personalausstattung und damit auch die Belastung der Pflegerinnen und Pfleger sowie 
die Qualität der Pflege davon abhängig sind, wo sich das Pflegeheim befindet. 

• Wir setzen uns für einen verbindlichen Personalschlüssel ein, der nicht nur die Qualität der Pflege 
verbessern und mehr Zeit für die Betroffenen und Angehörigen schaffen soll. Er soll zudem dazu 
beitragen, die Pflegekräfte zu schützen und ihre Arbeitsbedingungen so zu verbessern, dass die 
Pflegerinnen und Pfleger, die täglich hervorragende Arbeit leisten, langfristig in ihrem Beruf blei-
ben. Denn schon heute spiegeln sich die berufsbedingten Belastungen in hohen Fehlzeiten wider. 
Nur sehr wenige Pflegekräfte üben ihren Beruf über 20 Jahre hinweg aus.  

• Eine gerechte Bezahlung der Pflegekräfte ist uns wichtig! Die anspruchsvolle Arbeit in der Pflege 
muss gut bezahlt werden. Damit erhalten sie die Wertschätzung, die sie verdienen. Deshalb haben 
wir mit dem PSG I bereits durchgesetzt, dass Pflegeeinrichtungen, die Tariflohn bezahlen, gestärkt 
werden. Tariflöhne dürfen in den Verhandlungen zwischen Pflegeeinrichtungen und Pflegekassen 
bzw. Sozialhilfeträgern nicht weiter als unwirtschaftlich abgelehnt werden. Es muss sichergestellt 
werden, dass alle Pflegeheime und Pflegedienste ihren Pflegekräften eine angemessene Bezahlung 
in Höhe von mindestens des Tariflohnes gewähren. Denn über 60 % der Altenpflegerinnen und 
Altenpfleger arbeiten heute in nicht tarifgebundenen Betrieben und verdienen damit deutlich we-
niger als ihre Kolleginnen und Kollegen. Wir brauchen endlich flächendeckend eine gerechte Be-
zahlung in der Pflegebranche!  

• Wir wollen, dass alle Bürgerinnen und Bürger in Deutschland im Alter gut versorgt sind und Pflege 
auch in Zukunft für alle Menschen erschwinglich ist und nicht zum Luxusgut wird. Aus diesem 
Grund setzen wir uns dafür ein, die soziale Pflegeversicherung in eine Pflege-Bürgerversicherung 
zu überführen. Damit werden wir eine solidarische Absicherung für alle Menschen in Deutschland 
gewährleisten und das Zwei-Klassen-System abschaffen. Pflege ist eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe, die eine einheitliche, gerechte, zukunftssichere und solidarische Versicherung braucht! 


